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Einleitung

Die Reformstaaten Ost- und Ostmitteleuropas haben mit dem
Umbau ihrer politischen und wirtschaftlichen Ordnung ein Pro-
jekt in Angriff genommen, für das es in der Geschichte moderner
Gesellschaften kein Beispiel gibt. Weder die Einführung sozialer
Sicherungssysteme im vorigen Jahrhundert oder die Regime-
wechsel nach dem Kollaps europäischer Monarchien, noch die
Kriegswirtschaften des Ersten und des Zweiten Weltkriegs oder
die anschließenden Wiederaufbauphasen und ebensowenig die
supranationalen Entscheidungssysteme und neuen Marktordnun-
gen der Gegenwart halten einem Vergleich mit dem Transforma-
tionsprojekt nach dem Ende des Sozialismus stand. 

Nichtsdestotrotz gilt das Projekt als aussichtsreich: Es startete -
zumindest dort, wo soziale Bewegungen die Umwälzung be-
wirkten - mit einem soliden Konsens der Bevölkerung über die
wichtigsten Transformationsziele. Es ist durch empirisches und
theoretisches Wissen von vielen funktionalen Details moderner
Gesellschaften informiert und insoweit besser gerüstet, politische
und ökonomische Erfolgsvoraussetzungen zu beachten als das
frühere Projekt des Übergangs vom Kapitalismus zum Staatsso-
zialismus. Das Transformationsprojekt genießt darüber hinaus
das Wohlwollen aller maßgeblichen Industrieländer und interna-
tionalen Institutionen. 

Zweifel an der Realisierbarkeit der umfassenden Demokratisie-
rung und des grundlegenden Umbaus der Wirtschaft sind den
Teilnehmern wie den Protagonisten der Transformation ebenso
fremd wie den durchweg wohlmeinenden Beobachtern. Nur bei
genauerem Hinhören lassen sich kritische Stimmen sozialwis-
senschaftlicher Provenienz vernehmen. Sie verweisen auf Inkon-
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sistenzen im Transformationsdesign, z.B. bei der synchronen Ein-
führung von Gleichheit (im Sinne demokratischer Partizipation)
und Ungleichheit (im Hinblick auf die Marktallokation von Ein-
kommen und Gütern). Dem kritischen Beobachter im Westen gel-
ten die neuen Institutionen, also die parlamentarische Demokra-
tie und die dezentrale Wirtschaftskoordination, nicht als makel-
los. Bedenken werden auch gegen das forcierte Tempo des ins-
zenierten Wandels vorgebracht: Derart umfangreiche und tief-
greifende Veränderungen ließen sich, so wird vermutet, besser
durch schrittweises Vorgehen als durch ein sog. Crash-Programm
verwirklichen. 

Die Zweifel und Bedenken gegen ein Hauruck-Programm der To-
talreform sind nicht aus der Luft gegriffen. Sie können sich auf
solide Erkenntnisse makrosoziologischer und politologischer
Forschung in den letzten drei Dekaden berufen: Unter Professi-
onsangehörigen ist das Wissen von der Unrealisierbarkeit um-
fassender Reformprogramme geradezu ein Gemeinplatz. Moder-
ne Gesellschaften mit funktional differenzierten Handlungs-
sphären und einer Pluralität autonomer korporativer Akteure gel-
ten als ungeeignete Objekte für holistische Strategien. Da die
Transformationsgesellschaften unter einem signifikanten Mangel
an materialen und sozialen Ressourcen leiden, werden ihre Chan-
cen zur gleichzeitigen Bewältigung von Demokratisierung und
Wirtschaftssystemreform nicht eben günstig beurteilt, da schon
in konsolidierten Gesellschaften allein inkrementalistische Re-
formen möglich scheinen. Der Eindruck, einer fatalen Verwech-
selung der Voraussetzungskontexte für umfassende Reformen
beizuwohnen, verstärkt sich in dem Maße, wie kritische Sozial-
wissenschaftler, die traditionell Befürworter anspruchsvoller Re-
formprogramme im Westen waren, nach dem Start des Transfor-
mationsprojekts in die Rolle von Warnern schlüpfen und auf die
Hybris des holistischen Reformdesigns verweisen.1

Dem Transformationsprojekt, dessen Fortgang in Polen, Ungarn,
Tschechien und der Slowakei wir aus sicherer Entfernung ver-
folgen können, kommt offensichtlich der Status eines sozio-öko-
nomischen und politico-soziologischen Experiments zu. Wenn
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seine Ergebnisse auf ein empirisches Dementi von bislang ak-
zeptierten und theoretisch mehrsträngig gesicherten Wissensbe-
ständen hinauslaufen, gewinnen wir möglicherweise neue, po-
tentiell verallgemeinerbare Einsichten in die Erfolgsvorausset-
zungen gesellschaftlicher Selbstgestaltung, die nicht nur auf die
Situation in den Übergangsgesellschaften beschränkt sind. Sie
bieten eventuell sogar Antworten auf Fragen, die antiquiert oder
längst beantwortet scheinen wie etwa jene nach den Bedingun-
gen der Möglichkeit einer Anpassung der Industriegesellschaft an
die natürlichen Lebensgrundlagen. 

In meinem Vortrag möchte ich zur Aufklärung der Diskrepanz
beitragen, die zwischen der systematischen Reformskepsis zeit-
genössischer Politik- und Sozialtheorien und den Anzeichen für
eine gelingende Selbsttransformation postsozialistischer Gesell-
schaften besteht. Es geht mir dabei nicht allein um die Chancen
von Demokratie und Marktwirtschaft in Osteuropa, sondern auch
um eine Präzisierung des auf hiesige Politikbedingungen
gemünzten “Unmöglichkeitstheorems holistischer Politik”, wie
ich die Nullhypothese des Experiments der Einfachheit halber be-
zeichnen möchte. 

In einem ersten Schritt werde ich Befunde der empirischen Ent-
scheidungswissenschaft, der Politischen Soziologie und der ge-
sellschaftlichen Steuerungstheorie resümieren, die das “Unmög-
lichkeitstheorem” untermauern. Im zweiten Schritt möchte ich je-
ne Grundlinien des Transformationsprojekts nachzeichnen, die es
als Musterfall holistischer Politik ausweisen. Danach riskiere ich
eine Erfolgsprognose des Transformationsprojekts und bilanzie-
re die zur Beurteilung des “Unmöglichkeitstheorems” gewonne-
nen Einsichten. 

1. Das “Unmöglichkeitstheorem holistischer Politik”

Holistische Politikansätze stellen in mindestens drei Hinsichten
eine Herausforderung für politische Entscheidungssysteme dar:
auf individueller Ebene, wo die kognitiven Voraussetzungen ra-
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tionalen Entscheidens angesiedelt oder abwesend sind (1.1.), auf
organisatorischer Ebene, wo es um Zielgerichtetheit und Konsi-
stenz kollektiver Entscheidungen geht (1.2.), und auf gesell-
schaftlicher Ebene, wo der hohe funktionale Koordinationsbedarf
anspruchsvoller Reformen zu befriedigen ist (1.3.).

1.1. Individuelle Rationalität

Holistische Politikansätze bedürfen zuverlässiger Informationen
über die Variablen, die die Ausgangssituation und den ange-
strebten Zielzustand regulieren, sowie über die Voraussetzungen
des Trajekts bzw. der Mittel, welche das Erreichen des Ziels ge-
währleisten sollen. Restriktionen betreffen hier die individuellen
Fähigkeiten zur Informationsverarbeitung sowie die Ambiguität
von Informationen über so vielfach bedingte und fluktuierende
“Dinge” wie die Folgen sozialen Handelns.

Bekanntlich sind wir nicht sonderlich gut gerüstet, um unter über-
reichlich vorhandenen, aber qualitativ sehr zweifelhaften Infor-
mationen eine Auswahl zu treffen und die selektierten Informa-
tionen zwecks Aufklärung zukünftiger Sachverhalte in Bezie-
hung zu setzen. Kognitionspsychologen haben beispielsweise
herausgefunden, daß unsere Fähigkeit zu begreifen auf maximal
sieben plus/minus zwei gleichzeitig vergegenwärtigte Informa-
tionen beschränkt ist (Miller 1956). Ist ein Sachverhalt kompli-
zierter, vereinfachen wir ihn durch Aggregation der Einzeldaten
oder durch Sequenzialisierung. Das ergibt nicht immer gute
Annäherungen an eine Wirklichkeit, für die - z.B. im Hinblick
auf die Realisierungsbedingungen eines anspruchsvollen Re-
formkonzepts - ebensogut siebenhundert oder siebentausend Va-
riablen veranschlagt werden können.

Es wäre aber auch bei einem leistungsfähigeren Denkapparat un-
möglich, in der Zukunft liegende Situationen präzise auszuloten:
zum einen wegen der Komplexität und Unterbestimmtheit sozialer
Phänomene, zum anderen wegen der ungenügenden Aussagekraft
der verfügbaren Sozialtheorien. Trotz der großen Leistungen von
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Sozialtheorien, die sich in der Tradition Durkheims um die Auf-
deckung von Konventionen und Kontinuitätsgaranten sozialen Han-
delns - gemeint sind Normen und Institutionen - verdient gemacht
haben, existiert ein weites Feld unprognostizierbarer Phänomene.
Eine wachsende Teilmenge sozialer Interaktionen ist nicht (nicht
mehr?) in Kategorien des normkonformen bzw. konventionellen
Handelns beschreibbar, sondern nur im Rückgriff auf Absichten der
Akteure bzw. ihre Folgenabwägungen. Solches Handeln ist oft stra-
tegisches Handeln, insofern als die Akteure Reaktionen anderer Be-
teiligter antizipieren und schon bei der Formierung ihrer Absichten
in Rechnung stellen. Soweit sie dabei den möglichen Handlungs-
konsequenzen mehr Beachtung schenken als sozialen Erwartungen
oder Konventionen und womöglich gar auf persönlichen Nutzen -
und sei es nur die Begrenzung persönlicher Risiken - bedacht sind,
verletzen sie nicht selten das ethische Gebot der Wahrhaftigkeit:
Steuerzahler vergessen absichtlich, Zinseinkünfte in die Steuerer-
klärung einzutragen; Arbeitnehmer verschweigen ungenutzte Lei-
stungsreserven; Unternehmer jammern trotz günstiger Geschäftsla-
ge; Seminarteilnehmer verhehlen ihre Absicht, nach Ablieferung
des Referates der Lehrveranstaltung fernzubleiben; und immer wie-
der sind wir irritiert, wenn Politiker ihren Konkurrenten keinen rei-
nen Wein über Wahlkampfstrategien einschenken, sondern mit un-
wahren Behauptungen argumentieren und gleichzeitig eigene mo-
ralische Schwächen leugnen. 

Solange sich nicht alle Beteiligten gleichzeitig eines Besseren be-
sinnen,2 ist die wirkliche Welt - gewiß nicht des ganzen sozialen,
aber doch des politischen Lebens - eine Welt der intransparenten
Kalküle, verschwiegenen Absichten und absichtlichen Fehlinfor-
mationen: eine Welt voller strategischer Unsicherheit, in der weit
vorausschauende Planer große Orientierungsprobleme haben.
Zudem ist Unsicherheit oft kategorialerNatur: Sie läßt sich nicht
in Wahrscheinlichkeitswerte für alternative, aber bestimmte Er-
eignisse auflösen, sondern ist Unkenntnis dessen, wasüberhaupt
passieren kann.

Mit gutem Grund erinnern wir uns an dieser Stelle der Sozial-
wissenschaften und ihres in vieler Hinsicht beeindruckenden
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Theorieangebots. Doch leider ist dieses wenig geeignet, die ko-
gnitive Qualität weitreichender Reformprogramme zu gewähr-
leisten. Sozialwissenschaftliche Theorien unterliegen gemeinhin,
so Karl Weick (1985), drei Qualitätskriterien: Wir erwarten von
ihnen eine möglichst einfache, mit drei oder vier grundlegenden
Differenzierungen auskommende Begriffsstruktur. Die Begriffe
sollen von einem gewissen Allgemeinheitsgrad sein, d.h. sich
sinnvoll auf verschiedenartige Phänomene oder Kontexte anwen-
den lassen. Und schließlich mögen die deduzierbaren Erklärun-
gen hinreichend präzise, d.h. zur multifaktoriellen Erklärung em-
pirischer Phänomene geeignet sein. 

Zeitgenössische Sozialtheorien haben durchweg das Manko, le-
diglich zwei, aber niemals allen drei Kriterien zu genügen. Es gibt
begrifflich einfache und analytisch präzise Handlungstheorien,
die es aber nicht erlauben, Erkenntnisse auf die Ebene gesell-
schaftlicher Strukturen “hochzurechnen” und dort zuverlässige
Trendprognosen zu stellen. Des weiteren haben wir Gesell-
schaftstheorien, die uns faszinierende Einblicke in den Wandel
grundlegender Strukturmerkmale der Gesellschaft ermöglichen
und laufende Entwicklungen, wie den Anbruch von Postmoder-
ne und Postfordismus, mit Leichtigkeit verstehbar machen, aber
weder zur Erklärung von Mikro- und Meso-Phänomenen beitra-
gen, noch diese mit ihren makroskopischen Befunden systema-
tisch verknüpfen können. Woran es fehlt, sind Theorien mit ei-
nem Begriffsapparat, der Mikroanalysen so instrumentiert, daß
synthetische - und nicht bloß metaphorische - Erklärungen der
Makrophänomene gewinnbar sind. Solche Theorien hätten aller-
dings keine einfache, sondern eine hochkomplexe Begriffsstruk-
tur. Gäbe es sie, würden sie sich wohl in formalisierter Gestalt,
z.B. als Systeme simultaner Gleichungen, präsentieren. Sie wären
geeignet, uns das ästhetische und intellektuelle Vergnügen des
Theoriegebrauchs zu vergällen. 

Worauf ich an dieser Stelle aufmerksam machen möchte, ist nicht
nur eine Lücke im Theorieangebot, sondern auch unsere Neigung,
Theorieproduktion und -rezeption außer an rationalen Erkennt-
nisinteressen auch an konsumatorischen Präferenzen auszurich-
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ten. Affektiv unbefriedigende Sozialtheorien haben wenig Chan-
cen, auch wenn sie Erklärungsgewinne offerieren. Zudem ma-
chen uns neuere Modelle rationalen Handelns auf die unkalku-
lierbare Kontextualität von Präferenzen und an die Präferenzbe-
dingtheit von Kognitionen aufmerksam: Manchmal neigen wir
dazu, unerreichbar scheinende Ziele, wie in der Fabel vom Fuchs
und den sauren Trauben, als wertlos zu deklarieren. Ein anderes
Mal wünschen wir uns gerade das, was die Situation uns vor-
enthält: den Sozialismus, wenn wir im Kapitalismus leben; den
Kapitalismus, wenn wir den Sozialismus kennen.

Die schon auf individueller Ebene wirksamen Beschränkungen
rationaler Orientierung müssen skeptisch stimmen. Holistische
Politikentwürfe können sich also nicht auf zuverlässiges Wissen
von kontrafaktischen (weil erst noch herzustellenden) Welten
stützen,3 sondern sind den emergenten Folgen strategischen Han-
delns, unaufhebbarer Unsicherheit, idiosynkratischer Aufmerk-
samkeitsverteilung und situativer Präferenzbildung ausgesetzt. 

Natürlich gibt es Ausnahmen: Auch theoretisch haltlose Inter-
pretationen können orientierend wirken und schließlich “wahr”
werden. Das ist der Mechanismus der “self-fulfilling prophecy”.
Doch gibt es keine Sicherheit über seine Erfolgsbedingungen.
Sind mehrere Prophezeiungen im Spiele, werden niemals alle
“wahr”, aber alle können scheitern. Und wieviel kognitive Ratio-
nalität dürfen wir Reformpolitikern unterstellen, wenn es schon
Wissenschaftlern schwerfällt, ihre affektiven Theoriepräferenzen
zu kontrollieren? 

1.2. Rationalitätsprobleme korporativer Akteure

Als Träger anspruchsvoller Politikprogramme kommen aus-
schließlich Organisationen - Regierungen, Parteien und Admini-
strationen sowie Interessenorganisationen und heute womöglich
auch Unternehmen - in Frage. Es ist ein Schlüsselproblem der
Politischen Soziologie, inwieweit solche Organisationen Ziele
befördern können, die ihre Eigeninteressen transzendieren und
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deshalb mit den Integrationsformeln und Umweltdeutungen des
exklusiven Sozialsystems “Organisation” kollidieren. Lenin und
Lukács markieren mit ihren Entwürfen einer nur an ihrer Spitze
wissenschaftlich illuminierten Avantgardepartei die endgültige
Abkehr vom organizistisch-mechanischen Verständnis sozialer
Bewegungen als Willenseinheit. 

Das Steuerungsproblem sozialer Bewegungen, die im Interesse des
emanzipatorischen Erfolgs nicht auf Handlungseffizienz verzich-
ten können, konnte Lenin mit Chuzpe und Lukács mit den Er-
kenntnissen der Weberschen Bürokratietheorie entschärfen. Das
gelang, weil der korporative Akteur, die Avantgardepartei, seine
partikularen Ziele und seinen exklusiven Steuerungsanspruch im
Lichte einer weithin geglaubten Logik der geschichtlichen Ent-
wicklung zu rechtfertigen verstand. Die sich als materialistisch
mißverstehende Sozialtheorie hatte die religiöse Orientierungstra-
dition beerbt. Nicht erst seit dem Verschwinden ihrer institutionel-
len Reste ist die Frage nach der Möglichkeit exklusiver Repräsen-
tationsformen für universelle Anliegen wieder offen.

Lassen wir die durchaus zum Thema gehörenden Antworten der
Social-Choice-Theorie4 einmal beiseite, so bleiben zwei Feststel-
lungen zur Soziologie politischer Willensverbände zu treffen, die
den Zweifel an ihrer Eignung als Träger holistischer Politikpro-
gramme auf den Punkt bringen. Feststellung Nummer 1 betrifft
die systematische Differenz zwischen den zur normativ-kogniti-
ven Integration einer freiwilligen Mitgliedschaft geeigneten und
den zur erfolgreichen Interaktion mit der Umwelt benötigten
Deutungen. Letztere müssen “strategietauglich” sein und fallen
regelmäßig so differenziert aus, daß sie - analog dem erwähnten
Typ universeller und präziser Sozialtheorien - nicht als Kitt für so-
ziale Beziehungen in freiwilligen Verbänden taugen (Wiesenthal
1993). Das Steuerungsproblem muß also nach wie vor durch die
diversen Techniken der Entkoppelung von Organisationszielen und
Mitgliedschaftsmotiven gelöst werden (Luhmann 1964).5

Feststellung Nummer 2 betrifft Kollektivakteure, die nicht nur an-
spruchsvolle strategische Ziele verfolgen, sondern auch An-
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sprüchen der Mitglieder auf demokratische Verfahren zu genü-
gen haben. Demokratische Willensbildung wird zur Achillesfer-
se für Verbände, deren Handlungsprogramm viel Zeit und Konti-
nuität erfordert. Holistische Politik bedarf aber solcher prakti-
schen und moralischen Investitionen; ihr Ertrag wird erst nach ei-
ner gewissen Zeitspanne spürbar. Die Mitgliedschaft muß des-
wegen über die gleiche Kompetenz wie der Webersche Typus des
protestantischen Unternehmers verfügen: die Fähigkeit zum Gra-
tifikationsaufschub. Die kollektiven Akteure können dafür nicht
mehr auf quasi-religiöse Überzeugungen bauen: zum einen, weil
diese einer Pluralität von Weltdeutungen Platz gemacht haben;
zum anderen, weil das Verteilungsmuster von Deutungen und Po-
litikpräferenzen kein Spiegelbild der Sozialstruktur mehr ist. 

Doch immer noch setzt die kollektive Verfolgung langfristiger
Ziele weitgehend übereinstimmende Orientierungen voraus,6

weil anderenfalls ungeduldige, unsichere und desinteressierte
Mitglieder sich nicht von der “demokratischen” Korrektur eines
entsagungsvollen Weges abhalten lassen. Neues Wissen, Präfe-
renzwandel und situative Zielbewertungen auf der einen Seite,
Minderheitenschutz und Partizipationsansprüche neuer Mitglie-
der auf der anderen drohen, jedes langfristige Projekt zum vor-
zeitigen Ende zu bringen. 

Mit ihrer Unfähigkeit zur Selbstbindung - oder positiv formu-
liert: aufgrund der Freiheit der Mitgliedschaft, was immer sie für
wichtig hält, zum Entscheidungsthema zu machen - oszillieren
demokratische Willensverbände zwischen den Optionen Inkre-
mentalismus und Demokratieverzicht. Das Rationalitätsdefizit ist
besonders groß, wo Inklusivität und Offenheit herrschen. Da mö-
gen Mitglieder engagiert für “ihre” Entscheidungsalternative
streiten und siegen, dann aber ihr Interesse verlieren und die Or-
ganisation wechseln, so daß denen, die andere Alternativen be-
vorzugten, die Realisierung der ungeliebten Entscheidung über-
lassen bleibt. Als Antwort auf das Steuerungsproblem reformpo-
litischer Akteure ist “mehr” Demokratie ebenso ungeeignet wie
“mehr” Führung. Und das rechte Maß von beidem ist nicht ohne
einen Schuß Selbstmythologisierung zu haben: Wohlintegrierte
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Willensverbände sind immer wieder, wie wir aus der neueren Ge-
schichte wissen, auf dem Weg, sich und ihre Umwelt zu “victims
of group think” (Janis 1972) zu machen. 

1.3. Das Problem der gesellschaftlichen oder Systemrationalität 

Hier werden die Hindernisse holistischer Politik auf den Sach-
verhalt der funktionalen Differenzierung moderner Gesellschaf-
ten zurückgeführt, womit zweierlei gemeint ist: zum einen die ei-
genlogische und selbstbezügliche Sinnproduktion sozialer Syste-
me, zum anderen deren wechselseitiges Aufeinande-angewiesen
-Sein, ihre funktionale Interdependenz: Das Wirtschaftssystem
bedarf der im Bildungssystem erzeugten Qualifikationen, das Bil-
dungssystem bezieht seine Ressourcen von der Politik, und das
politische System benötigt die Wertschöpfungspotenz der Wirt-
schaft. Ist die moderne Gesellschaft in diachroner Hinsicht das
geschichtliche Resultat der Freisetzung, Entkoppelung und Au-
tonomisierung von Handlungssphären, so erscheint sie in jedem
einzelnen Augenblick, d.h. in synchroner Perspektive, als Ergeb-
nis von Abstimmungs- und Koordinationsprozessen. Koordinati-
on ist nicht erst zur Steuerung von Wandel erforderlich. Schon
der laufende Geschäftsbetrieb beruht auf so viel “Querkommu-
nikation”, daß die Kapazität der Entscheidungssysteme regel-
mäßig ausgelastet scheint. 

Der Spielraum für das Management der funktionalen Interde-
pendenzen hat sich im Zuge der Globalisierung des ökonomi-
schen Entscheidungsrahmens weiter verengt. Während (und
weil) sich soziale Ansprüche an dem in der internationalen Stand-
ortkonkurrenz erreichten Produktivitätsniveau orientieren, erlei-
det die an den nationalen Handlungsrahmen gebundene Politik
den schmerzhaften Verlust ihrer traditionellen Steuerungsmittel.
Ein Gutteil der Tagespolitik ist der Bekämpfung des Phantom-
schmerzes gewidmet. Denn mutige Versuche der vorauseilenden
Adaption an die politisch unzugänglich gewordenen Rahmenbe-
dingungen, erst recht aber des entgegengesetzten Rückzugs in
den Protektionismus, würden unmittelbar die erreichte Sozialin-
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tegration gefährden. Beim Blick auf die hohe ökonomische (und
globalökologische) Außenabhängigkeit scheinen politische Op-
tionenräume schon auf mittlere Sicht sozialtheoretisch unkalku-
lierbar. 

Unter diesen Bedingungen sind auch “geringfügige” Innovatio-
nen strengen Anforderungen an ihre Multireferentialität ausge-
setzt. Sie erfordern Kompatibilitätschecks und Koordinationsan-
strengungen. Anspruchsvollere Vorhaben stehen im Verdacht, ei-
nen unbekannt großen Teil ihrer Auswirkungen zu ignorieren und
die Reaktionen indirekt betroffener Teilsysteme zu unterschätzen.
Von solchem Verdacht sind noch nicht einmal jene Innovationen
frei, die darauf zielen, die Lücke zwischen dem hohen gesell-
schaftlichen Steuerungsbedarf und der unzureichenden Steue-
rungskapazität zu schließen. Das ist der Problemkontext, in dem
Regierungen immer wieder neue Ideen entwickeln, sich einiger
bislang als “öffentlich” definierter Aufgaben zu entledigen und
der Marktallokation von Lebenschancen größeren Raum zu ge-
ben. Eine organisierte Devolution politischer Steuerungskompe-
tenz beantwortet seit Ende der 70er Jahre die Steuerungskrise
westlicher Industriestaaten - unabhängig von der Farbe der Re-
gierungen. Es ist nicht abwegig, im selben Problemhorizont auch
Ursachen für die Synchronie des Zusammenbruchs sozialisti-
scher Systeme in Osteuropa und die Systemreformen vieler an-
derer Staaten, auch in Asien und Afrika (Mbachu 1992), zu su-
chen. 

Die Konsistenzmängel der teleologischen Weltbilder sind schon
seit längerem Grund, die Idee der holistischen Politik als das Er-
gebnis einer naiven Übertragung des industriellen Machbar-
keitsmythos auf soziale Verhältnisse abzutun. Die erkenntnis-
theoretischen Probleme und praktischen Risiken des Holismus
lassen allein “Stückwerkstechnologien” (Popper) und eine
“Wissenschaft des Sich-Durchwurstelns” (Lindblom 1959) an-
wendbar scheinen. In jüngerer Zeit reüssieren gesellschafts-
theoretische Fassungen der Steuerungskrise, die von der Sy-
stemtheorie Niklas Luhmanns inspiriert sind. Luhmann bringt
die kognitive und effektive Schwäche politischer Planung, die
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nicht anders kann, als Zukunft in Kategorien der Vergangenheit
zu mißdeuten, auf die bündige Formel von der “Tragik der to-
ten Hände” (Luhmann 1989: 6). 

Common sense des systemtheoretischen Denkens ist, was parti-
kular interessierten Akteuren immer wieder zu verdrängen ge-
lingt, nämlich der Tatbestand, daß auch Verteilungsgegnerfunk-
tional notwendige Leistungen verbürgen. Gelingt es organisier-
ten Partialinteressen unter Umständen, ihren Zusammenhalt
durch Ignorieren funktionaler Interdependenz zu sichern, so ver-
lieren Reformplaner mit dem selben Vorgehen den Boden unter
den Füßen. Konsequent zu Ende gedacht, ist folglich nicht mehr
eine Vermehrung von Optionen und erreichbaren Zuständen das
“Zentralproblem moderner Gesellschaften”, sondern - wie uns
Claus Offe (1986: 102) informiert - die Sicherung der Koexistenz
der Funktionssysteme. Angesichts rasch steigender “Interdepen-
denz-Risiken” empfehle sich eine utopisch anmutende “kalku-
lierte Nulloption” - als Ausdruck der “rationalen Selbstbe-
schränkung” von Steuerungsambitionen (Offe 1986: 113). 

Die systemtheoretische Diagnose einer allenfalls in ihren Teilberei-
chen, aber nicht als Ganzes “vernunftfähigen” Gesellschaft ist eine
Herausforderung an die traditionelle Gesellschaftstheorie wie an die
Praxeologie der Politik. Der beschriebene Sachverhalt wird in bei-
den Hinsichten als extrem unbefriedigend wahrgenommen, zumal
seine unbezweifelte Eignung als Erkenntnis- und Streitgegenstand
schwer mit der Vorstellung von genuin beschränkten (“lokalen”
bzw. Teil-) Systemrationalitäten vereinbar scheint. Aus Bemühun-
gen um einen der Komplexität des Problems entsprechenden Steue-
rungsbegriff, deren logischer Ort nur die über ihre externen Vor-
aussetzungen und Folgen “aufgeklärte” Partikularrationalität sein
kann, entstand das Konzept einer “dezentralen Kontextsteuerung”
(Teubner/Willke 1984). Gelänge es, die Umwelt eigenlogischer
Teilsysteme so zu präparieren, daß diese durch ihr “Eigeninteresse”
zur Wahl von Optionen veranlaßt würden, die den imaginierten Ge-
samtsystemerfordernissen korrespondieren, schienen die Rationa-
litätsgrenzen signifikant erweitert. Die in diesem Zusammenhang
entwickelten Begriffe - “kontextuelle Intervention”, “systemische
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Intervention”, “politische Supervision”, “Selbst-Aufklärung”, “Re-
flexionsfähigkeit sozialer Systeme” und “empathische Außenori-
entierung” (Willke 1991, 1992a, 1992b) - markieren ein breites se-
mantisches Feld, aber können lediglich die Idee, nicht jedoch hin-
reichende Bedingungen der Möglichkeit einer die Eigenlogik des
“erkennenden” Systems transzendierenden Rationalität benennen.
Spätestens beim Versuch einer Operationalisierung auf der Ebene
korporativer Akteure muß die Einsicht irritieren, daß Teilsysteme
(bzw. Akteure), die sich “externen” Steuerungszielen akkomodie-
ren, indem sie sie für “andere” setzen, den Zugriff auf Bedingungen
ihrer Selbstreproduktion riskieren. 

Empirische Untersuchungen der Koordinationspraxis lassen kei-
ne optimistischeren Schlüsse zu. Unter günstigen Bedingungen
scheinen zwar Blockaden überwindbar und innovative Kompro-
misse möglich: wenn sich die Akteure in einem Nichtnullsum-
menspiel wähnen, wenn sie in nichttrivialer Weise aufeinander
angewiesen sind und wenn in kontinuierlicher Interaktion ent-
standenes Vertrauen von der Vorsorge gegen opportunistisches
Verhalten enthebt (Scharpf 1993). Aber ein Gesamtsysteminter-
esse ist nicht zu erwarten: “Über die Genese bereichsübergrei-
fender gemeinsamer Handlungsorientierungen gibt es allenfalls
Vermutungen und Anekdoten, aber keine empirisch abgesicherte
sozialwissenschaftliche Theorie” (Scharpf 1994: 384). 

Da “mehr Demokratie”, wie wir gesehen haben, eher eine Steige-
rung als die Ermäßigung der Problemlast verspricht, sei noch ein
Wort über die entgegengesetzte Option, die Beauftragung eines
“wohlwollenden Diktators”, hinzugefügt: Auch sie ist ungeeignet.
Während der Wettbewerb korporativer Akteure immerhin die Ko-
präsenz pluraler gesellschaftlicher Rationalitäten und die Abkop-
pelung der Entscheidungsproduktion von individuellen Affekten
ermöglicht, ist jeder Versuch, die gesellschaftlichen Koordina-
tionsprobleme in den engen Grenzen personaler Identitätskonzep-
te zu bearbeiten, systematisch unterkomplex. Er verbessert ledig-
lich die Aussicht auf paradoxe Ergebnisse wie die Unterdrückung
von Interessen im Interesse der Demokratie oder die Opferung von
Menschen für ihre glücklichere Zukunft.
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Im politischen System moderner Gesellschaft wurde ein anderer,
weithin anerkannter und vergleichsweise risikoarmer Weg für den
Umgang mit unerfüllbaren und widersprüchlichen Politikan-
sprüchen gefunden: die Umleitung des Rationalitätsanspruchs von
den Entscheidungsresultatenzu den Entscheidungsverfahren. Po-
litische Legitimation durch legitimierte Verfahren ist alles andere
als geschickter Volksbetrug oder der Versuch, die Sehnsucht nach
Gerechtigkeit mit den Institutionen des Rechtsstaats zu betäuben.
Es ist die institutionell und moralisch voraussetzungsvolle Option,
der Herrschaft absoluter Wahrheits- und Machtansprüche um den
Preis der Ergebnisunsicherheit einer Kaskade von Entscheidungs-
verfahren zu entkommen. Prozedurale Rationalität ist dennoch kei-
ne Patentlösung, da es an universalen Metanormen für faire Ver-
fahren fehlt. Wo Verfahrensnormen greifen, basieren sie auf sank-
tionierten Konventionen oder gründen in “lokalen” Kriterien für
Fairness und Gerechtigkeit, in denen sich neben den prozeduralen
Normen auch substantielle Verteilungspräferenzen und soziale Sta-
tusansprüche reflektieren.7

Auch und gerade holistische Politikkonzepte können nicht am
Filter prozeduraler Normen vorbeigesteuert werden. Und wenig
wahrscheinlich ist es - wegen der Beschränktheit ihrer kognitiven
Rationalität und der Idiosynkrasie korporativer Akteure -, daß sie
den Test auf Kompatibilität mit relevanten Teilrationalitäten be-
stehen. Folglich ist ihnen - auf der Basis der hier gemachten An-
nahmen - beim besten Willen keine Realisierungschance zu atte-
stieren. 

2. Das Transformationsprojekt als Exempel 
holistischer Politik

Zunächst werde ich begründen, warum die postsozialistische
Transformation als ein holistisches Politikprojekt anzusehen und
somit als Test auf das “Unmöglichkeitstheorem” geeignet ist
(2.1.). Dann möchte ich die theoretischen Zweifel an seiner Rea-
lisierung resümieren (2.2.) und, drittens, die empirischen Reali-
sierungsvoraussetzungen prüfen (2.3.). 
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2.1. Das Projektdesign

Abstrahieren wir von den nationalen “Transformationsgeschich-
ten” Polens, Ungarns und Tschechiens zugunsten einer formalen
Betrachtung des Reformprojekts, so scheinen alle Kriterien eines
holistischen Ansatzes erfüllt. Während nach dem traditionellen
Revolutionsverständnis nur die politischenInstitutionen den ge-
wandelten sozio-ökonomischen Verhältnissen zu adaptieren sind,
ist die postsozialistische Transformation eine Inszenierung des
unrestringierten politischen Willens, die in keiner Weise hinter
dem Anspruch der bolschewistischen Revolution von 1917
zurücksteht.8 Ihr Ziel ist der Um- oder Neubau aller politischen
und ökonomischen Institutionen. Das Projekt definiert Teilziele,
z.B. das Wirksamwerden demokratischer und rechtsstaatlicher
Institutionen, und weist geeignet scheinende Mittel aus: Verfas-
sungsänderungen, Verfahrensnormen, z.B. ein demokratisches
Wahlrecht, und verschiedene Maßnahmenkataloge. 

Nicht allen Programmdetails ist eine dem hohen Anspruch genü-
gende Komplexität zu bescheinigen. Es mangelt an konditiona-
len und reflexiven Entscheidungsprogrammen, die auf “bewegli-
che Ziele” eingestellt sind. Nur sie könnten dem Umstand Rech-
nung tragen, daß künftige Entscheidungen nicht präjudiziert, son-
dern lediglich durch die Auswahl adäquater Verfahren und Ent-
scheidungsprämissen vorbereitet werden können.9 Die Protago-
nisten der Transformation haben sich überwiegend auf materiale
Maßnahmenprogramme festgelegt.

Das Paket der Einzelmaßnahmen belegt einen umfassenden Re-
formanspruch. Auf politischem Gebiet geht es um die Formie-
rung korporativer Akteure (v.a. von Parteien), die Definition der
institutionellen Spielregeln eines repräsentativen parlamentari-
schen Systems und einer rechtsstaatlichen Grundordnung samt
des für die ökonomische Liberalisierung wichtigen Vertrags- und
Unternehmensrechts. Die zur Wirtschaftstransformation vorge-
sehenen Maßnahmen umfassen die Korporatisierung und Kom-
merzialisierung der Staatsunternehmen sowie ihre Privatisierung,
die Freigabe der administrierten Preise, die Liberalisierung des
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Binnenhandels bei weitgehender Öffnung für grenzüberschrei-
tende Transaktionen und ein Programm der makroökonomischen
Stabilisierung mit den Kernbestandteilen Subventionsabbau,
Währungsabwertung und Herstellung von Währungskonvertibi-
lität sowie die Konsolidierung des Staatsbudgets (Sachs 1991). 

Nachdem die politischen Reformen sehr bald ein kompetitives
Handlungsfeld und neue Akteure hervorbrachten, ist es speziell
das ökonomischeReformprogramm, das als Test auf das Un-
möglichkeitstheorem in Frage kommt. Seine holistische Qualität
ist nicht nur an Umfang und Eingriffstiefe der Maßnahmen ab-
lesbar, sondern auch an zwei weiteren Aspekten: Die Wirt-
schaftstransformation hat den Charakter einer sozialen Investiti-
on, da sie - im Unterschied zur Demokratisierung - keine un-
mittelbaren Gewinne bringt: Selbst Optimisten rechnen mit einer
etwa zehnjährigen, von Inflation und Arbeitslosigkeit begleiteten
Durststrecke (Fischer/Gelb 1991). Des weiteren wird der Erfolg
des Projekts nicht von einer willkürlichen Abarbeitung des Auf-
gabenkatalogs erwartet, sondern wegen dem Voraussetzungscha-
rakter vieler Maßnahmen von ihrem “richtigen” Timing. Damit
sind einerseits Tempo und Reihenfolge der technisch interdepen-
denten Maßnahmen gemeint, andererseits ihre Abstimmung mit
der politischen Entscheidungskapazität. 

Das Design eines erfolgsgeeigneten Zeitplans wurde Thema ei-
ner lebhaften Kontroverse zwischen den Befürwortern eines gra-
dualistischenVorgehens und den Protagonisten der sogenannten
Schocktherapie. Da dieser Streit symptomatisch einige Merkma-
le und Probleme holistischer Politik offenlegt, möchte ich ihn
nicht übergehen. Die radikale Position betont das Erfordernis ei-
ner annähernd gleichzeitigen Inkraftsetzung der Liberalisie-
rungs- und der - mit hohen sozialen Kosten verbundenen - Sta-
bilisierungsmaßnahmen (Fischer/ Gelb 1991). So wurde 1990 in
Polen und 1991 in der

v
CSFR verfahren, in Rußland kamen 1992

allein Liberalisierungsmaßnahmen zur Anwendung.10

Die ökonomische “Eleganz” des radikalen Ansatzes beruht auf
der Konsistenz der Einzelmaßnahmen: Die Volkswirtschaft er-
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hält, so sagen Ökonomen, einen “realen Anker” im Preissy-
stem des Weltmarktes; Importkonkurrenz nötigt zur Moderni-
sierung. Die Abwertung der Währung verschafft Zeit zur Um-
stellung der Produktion, weil Importe verteuert und Exporte
begünstigt werden. Eine derartige Schocktherapie ist irrever-
sibel und schmerzhaft. Sie ist aber auch, wie ihre Befürworter
hervorheben, makroökonomisch effizient und hat deshalb
tatsächlich Therapiecharakter.11 Ihre Achillesferse ist ein In-
formationsdefizit: Mit Sicherheit weiß man nur, daß die Maß-
nahmen eine kontraktive Wirkung auf die Wirtschaftstätigkeit
haben, indem sie Bedingungen und Anreize tilgen, die nicht
mit einer tragfähigen Entwicklung vereinbar sind. Aber man
weiß im vorhinein nicht, wie tief der Sturz sein wird und wie
rasch die neuen Anreize wirken werden.12 Der Mangel an theo-
retischem und prognosefähigem Wissen von den Folgen des
abrupten Institutionenwandels läßt das holistische Konzept
riskant scheinen.

Der Kluft zwischen den zu erwartenden und den gerade noch
tolerierbaren Folgen gilt die Kritik der “Gradualisten”, die die
soziale Zumutbarkeitdes Projekts bezweifeln. Die Befürwor-
ter einer moderaten Vorgehensweise können aber kein alter-
natives Zweckprogramm umfassender Reformen anbieten
(Brada 1993). So scheint sich die Konkurrenz zwischen Radi-
kalismus und Gradualismus darauf zu reduzieren, daß Radi-
kalreformer ein neues Regelsystem oktroyieren, dem es an
passenden Akteuren fehlt, während Gradualisten den alten Ak-
teuren gestatten, sich selbst neue Regeln zu verordnen.
Tatsächlich messen letztere der Konsistenz eines Gesamtpro-
gramms keinen besonderen Wert zu. Sie rechnen auch nicht
mit Akzeptanzproblemen oder Ungeduld bei einer ausgedehn-
ten Folge kleiner Schritte.13 Das Plädoyer für schrittweises
Vorgehen ist kein holistisches Reformkonzept. Das wird unter
anderem an der suggestiven Auffassung deutlich, die Institu-
tionen der Marktwirtschaft bedürften keines staatlichen Grün-
dungsaktes,14 sondern würden sich zu gegebener Zeit aufgrund
freier Vereinbarungen zwischen den Wirtschaftssubjekten
herausbilden.15 Ohne Zweifel kommt aber der sog. Schockthe-

19



rapie der Status eines holistischen Konzepts zu. Ihr hoher An-
spruch hat unverzüglich Realisierungszweifel wachgerufen,
die dem argumentativen Kontext des Unmöglichkeitstheorems
entstammen.

2.2. Die Logik des Radikalismus

Schon frühzeitig16 wurden gravierende Inkonsistenzen im Design
des Transformationsprojekts ausgemacht. Sein Erfolg scheint vor
allem durch die Inkompatibilität der Wirkungen von Demokratie
und der Erfolgsvoraussetzungen von Marktwirtschaftgefährdet.

Während frühere Fälle eines Systemwechsels vom Autoritarismus
zur Demokratie ohne einschneidende Veränderungen der Wirt-
schaftsverfassung erfolgten, erfordert die postsozialistische Trans-
formation den radikalen Wandel der ökonomischen Koordinati-
onsweise, des Preissystems und der Eigentumsrechte. Mehr noch:
War die Ungleichheitsstruktur der “kapitalistischen” Marktwirt-
schaft das Ergebnis eines zeitlich ausgedehnten Modernisierungs-
konfliktes, der nur in seiner letzten Phase unter dem Schirm de-
mokratischer Institutionen ausgetragen wurde, so geschieht der
Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus unter der erschwe-
renden Bedingung inklusiver demokratischer Partizipation. Es gibt
keinen historischen Präzedenzfall, in dem eine demokratisch zu-
stande gekommene und um ihre Wiederwahl besorgte Regierung
in einem derartigen Umfang und gegendie manifesten Egalitäts-
präferenzen der Bevölkerung die Marktallokation von Existenz-
chancen einzuführen plante. Ebensowenig stand bisher “die revo-
lutionäre Installierung einer Unternehmerklasse” (Offe 1994: 60)
auf der Tagesordnung. Das Projekt weckt verständlicherweise Ver-
dacht, einer Rückkehr zu autoritären Regierungsformen Vorschub
zu leisten (Pickel 1994), was beim Blick auf die semi-präsidentiel-
len Systeme in Polen und Rußland nicht unplausibel scheint. 

Die “Notwendigkeit und Unmöglichkeit ökonomischer und poli-
tischer Reform” (Elster 1990) respektive das “Dilemma der
Gleichzeitigkeit” (Offe 1991) verweisen auf ein Problem, das tie-
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fer angesiedelt zu sein scheint als die Kontroverse zwischen ra-
dikalen und gradualistischen Reformern. Während sich letztere
als Sachwalter der Interessen von eher passiven Reformbetroffe-
nen verstehen, unterliegt dem Vorwurf der Inkonsistenz die Vor-
stellung, die Wähler in den neuen Demokratien würden sich
selbstbewußt gegen die Zumutung einer grandiosen Umvertei-
lung von Eigentum und sozialer Sicherheit wehren und die trans-
formationsbedingte Verschlechterung ihrer Verteilungsposition
mit einem demokratischen Veto stoppen. Ist doch die Mehrheit
der Bevölkerung durch die Preisreform von absoluter Deprivati-
on und durch die Privatisierung von relativer Deprivation betrof-
fen. 

Dasselbe Problem findet Ausdruck in der These, der demokrati-
sche Übergang in eine soziale Ungleichheitsstruktur müsse schei-
tern, weil die “negativen” Freiheiten der Demokratie - gemeint
sind v.a. die Menschen- und Bürgerrechte - nicht als ausreichen-
de Kompensation für die verloren gegangenen “positiven” Frei-
heiten des Sozialismus angesehen würden, worunter die Absi-
cherung der Mindestexistenzbedingungen und die Leistungsun-
abhängigkeit der Einkommen verstanden werden (Bauman
1994).

So stringent die systematischen Zweifel an der Möglichkeit ei-
nes demokratischen Übergangs zum Kapitalismus wirken, so
wenig scheinen sie mit den in der frühen Phase des Transfor-
mationsprojekts gemachten Beobachtungen vereinbar. Sowohl
in Polen als auch in der 

v
CSFR konnten umfassende und

schmerzhafte sozio-ökonomische Eingriffe vorgenommen wer-
den, ohne stürmische Proteste der negativ Betroffenen aus-
zulösen. Die Designer des holistischen Reformkonzepts ver-
mochten es, die von den Theoretikern beschriebene Klippe zu
umschiffen. Mehr noch: Vor dem Hintergrund einer positiven
Bilanz des Transformationsschocks17 sieht es ganz so aus, als
sei der Holismus die adäquate Antwort auf die als “Dilemma
der Gleichzeitigkeit” bezeichnete Problematik. Um das zu prü-
fen, werde ich noch einmal auf die Konstruktion der Schock-
therapie eingehen.
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Für ein holistisches Transformationsprogramm werden gemein-
hin ökonomischeGründe angeführt. Es handelt sich um (a) die
Verringerung von Ressourcenverlustendurch Verkürzung der in-
effizienten Zwischenstadiender Transformation (Brada 1993), (b)
um die rasche Absorption von Unsicherheitüber die künftigen In-
vestitionsbedingungen,18 (c) die Verkürzung der Latenzfrist, in
welcher die Reformmaßnahmen noch keine Früchte tragen,19 so-
wie (d) die Minimierung von Gelegenheiten, in denen sich Inter-
essen an den besonderen Bedingungen der Interimsphase for-
mieren und organisieren können. 

Weniger verbreitet sind Begründungen des Radikalismus, die sei-
ne im engeren Sinne politischeLogik ausdrücken: (a) Die syn-
chrone Implementation aller als Weichenstellung zu betrachten-
den Maßnahmen ermöglicht es den Reformern, an notwendiger-
weise “harten” Entscheidungen auch dann festzuhalten, wenn sie
Sanktionen der Bevölkerung befürchten müssen. Sind die reform-
entscheidenden Maßnahmen aber schon irreversibel geworden,
so können ihre Urheber nicht mehr in Versuchung geraten, sie vor
Eintreten der positiven Wirkungen zurückzunehmen, z.B. um auf
diese Weise die Wiederwahlchancen einer Regierungspartei zu
verbessern. (b) Des weiteren ist das Radikalkonzept unter gün-
stigen Umständen geeignet, im Laufe seiner Anwendung die so-
zialen Voraussetzungen seines Erfolges zu verbessern. Ballen
sich die gravierendsten Nachteile in der Startphase der Reformen,
so bestehen günstige Aussichten, daß nach der Latenzfrist große
Bevölkerungsteile Verbesserungen bemerken und daraufhin den
Fortgang des Vorhabens unterstützen. Das Gegenteil war be-
kanntlich in den neuen Bundesländern der Fall, wo die Startpha-
se durch ein Bündel von Gratifikationen geprägt war, denen dann
Anlässe der Enttäuschung folgten, da die unvermeidlichen Über-
gangskosten mit Verzögerung und deswegen unerwartet auftra-
ten. 

Das holistische Radikalkonzept verfügt mit der Ballung sozialer
Kosten am Start über eine Erfolgsvoraussetzung, die bei isolier-
ter ökonomischer Betrachtung übersehen wird. Gleichzeitigkeit
und Irreversibilität der wichtigsten Eingriffe verschaffen der Re-
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formpolitik eine Option der Selbstbindung, die das temporale Ra-
tionalitätsproblem korporativer Akteure unterläuft. Ohne derarti-
ge Selbstbindung würde ein sequenzialisiertes, aber ebenfalls
Gratifikationsaufschub erforderndes Reformprogramm an allge-
genwärtigen Erfolgszweifeln, den  Steuerungsproblemen korpo-
rativer Akteure und den hohen Koordinationsanforderungen der
sich organisierenden gesellschaftlichen Teilsysteme zu scheitern
drohen. 

Empirisch wurde das Dilemma der Gleichzeitigkeit nicht nur
durch die Nachteilskumulation in der Startphase, sondern auch
durch die programmatische Verkoppelung der ökonomischen
mit der politischen Transformation überwunden. In den Grün-
dungswahlen hatten die Protagonisten des holistischen Kon-
zepts die politische und die ökonomische Transformation als ge-
schlossenes Paket zur Abstimmung gestellt. Sie konnten das Vo-
tum für die parlamentarische Demokratie auch als Mandatser-
teilung für die Wirtschaftsreform verbuchen. Damit war diese
der von Adam Przeworski (1991) beschriebenen Populismus-
falle entkommen.

Spätere Veränderungen in der Akteurstruktur, z.B. die Abwahl
konservativ-liberaler Reformparteien in Polen und Ungarn, so-
wie zunehmende Steuerungsprobleme im Umgang mit Trans-
formations- und Prosperitätszielen zeigen, daß die günstigen
Startbedingungen inzwischen aufgebraucht sind. Die Notwen-
digkeit der Moderierung des weiteren Reformprozesses ist je-
doch kein Indiz des Scheiterns. Die Akteure, die die günstige
Ausgangslage zu nutzen verstanden, mögen das vorhergesehen
haben. Der Tempowechsel verweist auch nicht auf Inkonsi-
stenzen der Reformstrategie.20 Widerstand gegen, nicht aber
Adaption an den nicht-linearen Reformprozeß wäre Grund, an
der Steuerungskompetenz der Akteure zu zweifeln. Denn Ak-
teursets und Transformationsstrategien sind “endogene Ele-
mente des Transformationsvorgangs”, weil in der komplexer
werdenden Übergangsgesellschaft auch das Projekt, nämlich
“die Transformation(,) selbst der Transformation unterliegt”
(Baecker 1994: 8).
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Die Zwischenbilanz scheint eindeutig: Der theoretisch “unmög-
liche” Holismus feiert in einigen Fällen der Systemtransformati-
on bescheidene Triumphe. Um die Kluft zwischen theoretischen
und empirischen Befunden zu schließen, wollen wir noch einen
Blick auf den Realisierungskontext des Projektes werfen. 

2.3. Die Realisierungsbedingungen

Die Transformation erfolgt unter Bedingungen, die sich von den
Annahmen des “Unmöglichkeitstheorems” unterscheiden. Deut-
liche Unterschiede lassen sich zum einen an der Akteurstruktur,
also hinsichtlich der Entstehung, Selbstdefinition und Interakti-
on korporativer Akteure, und zum anderen am Grad der funktio-
nalen Differenzierung aufzeigen. 

Um Außenstehenden ein Bild von den Schwierigkeiten der Poli-
tik in den Übergangsgesellschaften zu vermitteln, verweisen Ken-
ner der Verhältnisse gern auf anhaltende Folgen der politischen
Sozialisation im Sozialismus. In einschlägigen Studien21 werden
wir mit einem Habitus bekannt gemacht, in dem Eigenschaften
wie Konformismus, Dogmatismus, Intoleranz und Doppelzüngig-
keit eine fatale, aber harmonische Einheit bilden. Die Individuen
orientierten sich an einem chaotischen Wertepluralismus, pflegten
mythische Deutungen des Politischen (u.a. indem sie Demokratie
mit Wohlstand assoziieren) und erwiesen sich unvertraut mit For-
men kollektiven Handelns und der Vermittlung konkurrierender
Interessen. Doch selbst wenn diese Feststellungen im großen und
ganzen zuträfen, ist unklar, ob es sich um hinderliche oder er-
leichternde Umstände der Transformation handelt. Des weiteren
wissen wir, daß Organisationsentscheidungen nur sehr lose mit in-
dividuellen Werten und Einstellungen verkoppelt sind. 

In einer Hinsicht, nämlich die plebiszitäre Nebenfunktion allge-
meiner Wahlen betreffend, signalisieren unterkomplexe politi-
sche Deutungen ein Transformationsrisiko. Im Falle von Enttäu-
schung mit dem Ertrag der Reformen können sie schwerlich For-
derungen nach einer besseren Feinregulierung des Prozesses in-
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formieren, sondern dürften - gemäß dem ihnen zugrundeliegen-
den dichotomen Weltbild - die Rückkehr zur “anderen” Alterna-
tive, d.h. zum sozialistischen Etatismus, nahelegen. Zwar ist
dichotome Institutionenkritik, die sich mit simplen Begriffspaa-
ren wie Markt und Staat, Kapitalismus und Sozialismus begnügt,
selbst in westlichen Intellektuellenkulturen verbreitet. Während
sie aber hierzulande folgenlos bleibt, da man mit der Differen-
ziertheit von Marktverhältnissen z.B. in Stockholm und Sao Pau-
lo vertraut ist, könnte das Transformationsprojekt unter ungün-
stigen Umständen durchaus populären Mißverständnissen zum
Opfer fallen. Bislang bestehen dafür noch keine Anzeichen. 

Die realen Probleme der Akteurkonstitution in den Reformstaa-
ten scheinen weitaus stärker von der Abwesenheit einer sozio-
ökonomischen “Interessenstruktur” im Sozialismus bestimmt.
Bekanntlich startete der postsozialistische Kapitalismus mit ho-
hen Erwartungen der Konsumenten, aber praktisch ohne profit-
orientierte und investitionsbereite Unternehmer. Da es so gut wie
keine Interessenkonkurrenzen gab, entwickelten sich auch keine
Kontroversen über Richtung und Tempo der Reformen.22 Als die
ökonomische Transformation Hauptthema der politischen Tages-
ordnung wurde, war sie bereits ein reines Expertenprojekt.23

Mit der Abwesenheit selbstbewußter ökonomischer Partikularin-
teressen war die Wirtschaftstransformation einigermaßen kon-
fliktentlastet. Für die Politik war das Defizit allerdings mehr als
nur ein Schönheitsfehler. Die demokratischen Verfahren setzen
autonome Akteure (im Plural!) voraus. Deren kompetitive Inter-
essen sind nicht Streßfaktoren, sondern Konstitutionsbedingung
der neuen Institutionen. Da es nicht ausreicht, wenn Regierungen
funktional notwendige, aber inexistente Interessen als advokato-
rische Fiktionen vertreten,24 verarbeiten die Institutionen dieses
Defizit auf unvorhergesehene und paradoxe Weise: Wir beob-
achten in allen Reformländern eine von den Institutionen selbst
verursachte Differenzierung der Akteurstruktur. Das läßt sich an
den Gruppenbildungsprozessen in der neuen politischen Elite und
am Verhältnis zwischen der parlamentarischen und der verband-
lichen Interessenrepräsentation nachweisen. 
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Die Konkurrenz um Parlamentssitze unterliegt der Nullsummen-
regel: Was der einen Partei entgeht, gewinnen die anderen. Die-
ses Verteilungsprinzip nötigt den Akteuren kompetitive Strategi-
en unabhängig von der Stärke ihrer Differenzen auf. Existieren
keine nennenswerten sozialstrukturellen “cleavages”, dann ori-
entiert sich die Konstitution von Gruppen, aus denen eventuell
korporative Akteure werden, nach anderen, u.U. “zufälligen” Dif-
ferenzierungsmerkmalen. In den reformpolitischen Eliten voll-
zogen sich Akteurformierung und Gegneridentifikation im Hori-
zont kulturellerOrientierungen - zwischen den Polen des natio-
nalen Traditionalismus und eines liberalen Republikanismus so-
wie im Spannungsfeld regionaler Arbeiterkultur und des kosmo-
politischen Intellektuellenmilieus.

In diesen Differenzierungen gründen differente Werthaltungen
und besondere politische “Stile”. Die Geschichte von Solidarno´sć
seit 1989 illustriert die organisationsbildende Kraft der Sekun-
därdifferenzen. Es war ihre Übereinstimmungin allen wichtigen
Primärthemen des Systemwechsels, welche die neuen Eliten un-
ter dem Druck des politischen Wettbewerbs in eine - mit dem
deutschen Wort “Kulturkampf” (Márkus 1994) beschriebene -
Arena symbolischer Konflikte drängte, in der die Einsätze Eti-
ketten wie Nation, Tradition, Kirche, ethnische Identität usw. tra-
gen. Reformpolitiker, die gerade erst demokratisch-liberalen
Werten zur Geltung verholfen hatten, übten sich plötzlich in na-
tionaler Überbietungsrhetorik und in der Wiederbelebung des an-
tisemitischen Ressentiments.

Die Handlungssphäre, in der das Reformprojekt gestartet wurde,
war noch durch einen anderen, ebenfalls institutioneninduzierten
Effekt strukturiert: die signifikante Unterlegenheit des Systems
der funktionalen (verbandlichen) Repräsentation gegenüber dem
der territorialen (parteipolitischen) Repräsentation. Im Wettlauf
um Organisationsressourcen und Einflußpositionen erwiesen
sich Parteien gegenüber Verbänden vom Start weg als privilegiert
und im Ergebnis weit überlegen. Wie überall profitiert das Par-
teiensystem von der Aufmerksamkeit, welche Wahlen genießen,
und von seiner “gatekeeper”-Funktion für öffentliche Ämter. 

26



Darüber hinaus besitzt der parlamentarische Repräsentations-
strang ein Organisationsprivileg, das bislang noch nicht in derart
reiner Form zum Zuge kam: Unabhängig von Anzahl und Orga-
nisationsgrad der Parteien, unabhängig von der Art ihrer Diffe-
renzierung und unabhängig von der Wahlbeteiligung der Bevöl-
kerung verbürgt der Mechanismus repräsentativer Wahlen immer
ein vollständiges Parlament. Selbst wenn Parteien nur mäßig at-
traktiv sind und lediglich ein Fünftel oder ein Zehntel der Bevöl-
kerung an die Urne locken, so ist das Ergebnis doch ein vollbe-
setztes, formal entscheidungsfähiges Abgeordnetenhaus. Und ist
der Parlamentarismus erst einmal in Gang gekommen, so ent-
wickelt er dank inhärenter Wettbewerbsanreize eine hohe Eigen-
dynamik - nicht zuletzt bei der Erfindung und Vertiefung politi-
scher Konfliktlinien.25

Die Akteure der funktionalen Repräsentation sind trotz gleicher
Ausgangsbedingungen deutlich gehandikapt. Der Aufbau von
Verbänden zur Vertretung von sektoralen, Professions- und (öko-
nomischen) Faktorinteressen ist- wie anderenorts- mit dem be-
kannten Kollektivgutproblem belastet, daß der Nutzen einer er-
folgreichen Interessenvertretung auch den Nichtbeteiligten zu-
gute kommt und deshalb andere, selektive private Anreize orga-
nisiert werden müssen. Altorganisationen, die einen erheblichen
Reputationsverlust erlitten haben,  können die Repräsentations-
lücke nicht schließen. Das Verbändesystem ist folglich schwach,
fragmentiert und wenig repräsentativ. Sein Aufbau wird weder
von Pull-Effekten (wie im Parteiensystem) noch vom Push-Effekt
selbstbewußter Partikularinteressen vorangetrieben. 

Anders als in ehemals autoritär regierten Marktwirtschaften (z.B.
in Spanien oder Portugal) sind Parteien die einzigen interme-
diären Adressaten für soziale Ansprüche, während Parlament,
Regierung und Administration alleinzuständig sind für die Abar-
beitung des gesellschaftlichen Koordinationsbedarfs. Da unter
diesen Umständen parteipolitische Prioritäten und Themenpräfe-
renzen unwidersprochen die politische Agenda bestimmen, be-
klagen Beobachter eine lähmende “Überparlamanentarisierung”
(Ágh 1993) der Politik. Das asymmetrische Verhältnis von terri-
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torialer und funktionaler Repräsentation profitiert von der nor-
mativen Kraft des Faktischen und ist durch nachholende Organi-
sierungsprozesse nicht unmittelbar gefährdet.

Was unter normativen Gesichtspunkten defizitär zu sein scheint,
ist allerdings Teil eines Kranzes von – alles in allem – ausge-
sprochen günstigen Ausgangsbedingungender Transformation.
Der Abschied vom sozialistischen Institutionensystem beruhte
auf einem Konsens, der große Mitgliedersegmente der kommu-
nistischen Parteien einschloß und den unkontroversen Wechsel
politischer Orientierungen und Eliten bewirkte. Es entstand ein
handlungsfähiges Parteien- und Regierungssystem, dessen Kon-
fliktstruktur nicht von den zahlreichen Designproblemen des Re-
formprojektes, sondern von Sekundärthemen der kulturellen
Selbstvergewisserung bestimmt war. Die Transformationspolitik
blieb von Einflußnahmeversuchen “starker” korporativer Akteu-
re unbehelligt und war folglich auch nicht mit schwierigen Auf-
gaben der Koordination gesellschaftlicher Teilsysteme belastet. 

Mehr noch: Das anspruchsvolle Reformprogramm harmonierte
mit kognitiven Rückständen des Sozialismus: Seine Protagoni-
sten konnten an die Vorstellung von einem allzuständigen und all-
mächtigen Staat anknüpfen. Der staatliche Zugriff auf alle Insti-
tutionen und Parameter der Wirtschaft provozierte keine ernstzu-
nehmenden Erfolgszweifel.   

Der den Start ermöglichende Konsens mag inzwischen ver-
braucht, die staatliche Kompetenzfiktion verblaßt sein. Auch wer-
den soziale Nachteile nicht mehr ohne weiteres als Investitionen
in eine bessere Zukunft verbucht. Mit der nachholenden Organi-
sierung der Partikularinteressen gewinnt die Akteurstruktur ähn-
liche Züge wie in konsolidierten Demokratien. So werden künf-
tige Erfolge mehr und mehr von der Steuerungsfähigkeit staatli-
cher und “privater” Akteure, d.h. von sektoralen und intersekto-
ralen Koordinationsanstrengungen, abhängig. Dabei scheinen die
Aussichten um so günstiger, je konsistenter und instruktiver die
am Start vorgenommen Weichenstellungen waren: zum einen we-
gen der Effizienz der dadurch ausgelösten Adaptionen; zum an-
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deren, weil der Umfang der Startmaßnahmen die Schwelle fest-
legte, die emergente Akteure überspringen müßten, um den Kurs
zu revidieren. 

3. Das Testergebnis

Nach der Konfrontation des Theorems der Unmöglichkeit holisti-
scher Reformpolitik mit dem Fall der gesteuerten Systemtransfor-
mation lassen sich die Befunde auf den Ebenen individueller, kor-
porativer und gesellschaftlicher Rationalität wie folgt skizzieren: 

(1) Die Transformation liefert keine Anhaltspunkte, nach denen
die Bedeutung der kognitiven Dimension für holistische Kon-
zepte zu hoch angesetzt ist. Aber es zeigt sich, daß “korrektes”
Wissen, wie immer es zu definieren wäre, keine notwendige Start-
bedingung darstellt. Ausschlaggebend ist die Abwesenheit von
Unsicherheit auf der Ebene kollektiv verbindlichen Entscheidens.
Hier profitierte das Projekt weitaus mehr von der breiten Ableh-
nung sozialistischer Institutionen und dem Wunsch, alle Macht-
basen zu schleifen, als von positivem Wissen über den Weg zu
Glück und Wohlstand. Es waren zum nicht geringen Teil Fehlan-
nahmen und Mythen beteiligt, z.B. was die verbreitete Identifi-
kation von Demokratie und wirtschaftlicher Prosperität oder die
Illusion eines von Konsumwünschen getragenen Kapitalismus
betrifft. Keineswegs abwegig ist die These, daß das Unwissen
über den komplexen Voraussetzungscharakter von Demokratie
und Marktwirtschaft erst die Karriere dieser Begriffe ermöglich-
te. Als Chiffren des Wunsches nach einem definitiven System-
wechsel sorgten sie für konvergierende Orientierungen. So ergab
sich, was in pluralistischen Demokratien extrem unwahrschein-
lich ist: die allgemeine Zustimmung zu einem anspruchsvollen
Projekt, das auf einen hochgradig koordinationstauglichen Be-
griff als “fokalen Punkt” - im Sinne der Strategietheorie von Tho-
mas Schelling (1960) - verkürzt war.

(2) Auf der Ebene korporativer Akteure blieb das Transforma-
tionsprojekt ausgerechnet von jenen Phänomenen unbelastet, die

29



unter dem Schlagwort “civil society” als seine zentralen Modal-
und Zweckkategorien populär geworden waren: den Erschei-
nungsformen gesellschaftlicher Selbstorganisation. Unabhängi-
ge Interessenorganisationen, die modernen Industriegesellschaf-
ten ein gewisses Koordinationsniveau verbürgen, während sie
gleichzeitig den Horizont politischer Möglichkeiten beschrän-
ken, waren zu Beginn der Transformation noch abwesend. Die
Befürworter des Holismus hatten die günstige Ausgangssituation
korrekt identifiziert, als sie mit Verweis auf die kommende Or-
ganisierung partikularer Interessen für eine mutige Schockthera-
pie plädierten (Lösch 1992). 

Dem radikalen Vorgehen darf sogar Demokratieverträglichkeit
zugeschrieben werden: In dem Maße, wie man sich zu irreversi-
blen Eingriffen entschlossen hatte, konnten korporative Akteure
auf demokratietheoretisch fragwürdige Maßnahmen der Siche-
rung ihrer Strategiefähigkeit durch Selbstbindung verzichten: ei-
ne strikte Abkoppelung der Führungsentscheidungen vom Mit-
gliederwillen oder die Immunisierung weitreichender Beschlüs-
se gegen spätere Revisionsbegehren. Da auch Prinzipien der Ver-
fahrenslegitimation noch nicht zwingende Geltung erlangt hatten,
blieb das Projekt gleichzeitig von prozeduralen Restriktionen
frei. 

(3) Schließlich scheiterte das Transformationsprojekt nirgend-
wo an Koordinationsproblemen zwischen gesellschaftlichen Teil-
systemen, weil die sozialistische Gesellschaft vielleicht stän-
disch, aber kaum funktional differenziert war (Meier 1990). Sub-
systemautonomie war kein Reformhindernis, sondern ist ein -
nicht immer begriffenes - Ziel des Systemwechsels. Die Ba-
sisinstitutionen der neuen Ordnung konnten im Wege hierarchi-
scher Steuerung durch die politische Spitze implantiert werden.
Auch heute sind selbstregulative Teilsysteme, etwa der Wirt-
schaft, des Bildungs- oder des Rechtswesens, erst ansatzweise
ausgebildet. Der theoretisch anachronistische Holismus profi-
tierte also vom parallelen Phänomen einer prämodernen Gesell-
schaftsordnung: von der Einfachheit der nach mechanischen Mo-
dellen des 19. Jahrhunderts konstruierten und organizistische
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Selbstbeschreibungen des 18. Jahrhunderts produzierenden so-
zialistischen Herrschaftsmaschine. Nach ihrem Verschwinden
wird es kaum mehr Gelegenheiten geben, die soeben gewonne-
nen Transformationserfahrungen fruchtbar zu machen. Sie sind
nicht übertragbar auf funktional differenzierte Gesellschaften,
deren Regierungen nicht unbegründet die Fähigkeit abgespro-
chen wird, “regieren zu können” (Wills 1994).

Schlußbemerkung

Das Projekt der gesteuerten Systemtransformation ist ein auf-
schlußreicher Test auf die These der systematischen Unzuläng-
lichkeit holistischer Politik. Ihre Aussagen sind nicht revisions-
bedürftig, auch wenn die Prämissen nicht überall und jederzeit er-
füllt sind. Dieses Testergebnis läßt sich nach zwei Seiten spezifi-
zieren.

Nur die Ausgangsbedingungen der Transformation waren unbe-
lastet von Hindernissen, an denen holistische Reformen in funk-
tional differenzierten Gesellschaften notwendig auflaufen: riva-
lisierenden Situationsdeutungen, eigensinnigen oder strategieun-
fähigen Korporativakteuren und der Unkoordinierbarkeit kom-
plexer Innovationen. Doch sind gerade die erfolgreicheren Pro-
jekte bald mit genau jenen Wirkungen funktionaler Differenzie-
rung konfrontiert, auf denen das Unmöglichkeitstheorem beruht.
Mit wachsendem Modernisierungserfolg wird die Politik der
Selbstbezüglichkeit und Steuerungsresistenz der gesellschaftli-
chen Funktionssysteme gewahr werden. Darum ist der sog.
Schocktherapie, wie sie in Tschechien und Polen Früchte zu zei-
gen beginnt, ein hohes Maß an situativer Rationalität zu beschei-
nigen. 

Reformprogramme für moderne Gesellschaften können aus dem
Gelingen der Transformation keinen Gewinn ziehen. Ihre über
das gewöhnliche Alltagsgeschäft der Politik hinausreichenden
Ansprüche werden weiterhin des Vorlaufs öffentlicher Debatten
bedürfen, auf Anreize für “eigenlogische” Innovationen im je-
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weiligen Funktionssystem setzen müssen und schließlich die Ver-
allgemeinerung emergenter Fortschritte durch den Gesetzgeber
zu reklamieren haben. Dieser Pfad einer alles andere als holisti-
schen Reformpolitik hat seine eigenen Risiken und Strategieop-
tionen. Vom Transformationsprojekt bleibt nur eines zu lernen:
der Wert der unerwarteten günstigen Gelegenheit.
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Anmerkungen

1 Vgl. Klein (1991), Murrel (1993) und Pickel (1993).
2 Ungleichzeitige Änderungen der Handlungsweisen wären ungeeignet,

den Zweifel an der Glaubwürdigkeit individueller Prätentionen zu til-
gen. Dieser Zweifel und nicht etwa die Vorstellung eines universalen
Egoismus bildet die empirische Grundlage der utilitaristisch-konse-
quenzialistischen Handlungstheorie (vgl. Schüßler 1988). 

3 Vgl. die von Elster (1981) angeregte Diskussion über counterfactuals
und mögliche Welten.

4 Von zentraler Bedeutung sind insbesondere die mit den Namen Kenneth
Arrow (1951) und Mancur Olson (1968) verbundenen Theoreme sowie
die Erkenntnisse der mathematischen Spieltheorie (vgl. Luce/Raiffa
1957, Rieck 1993).

5 Von kompetenten Parteipolitikern, wie z.B. Helmut Kohl oder Gregor
Gysi, dürfen wir annehmen, daß ihnen dieses Dilemma vertraut ist. D.h.,
sie wissen, daß sie eine rasche Dezimierung ihrer Mitgliedschaft bewir-
ken würden, wenn sie diese mit ihrem ungeschönten Situations- und
Führungswissen konfrontierten. 

6 Vgl. Aberbach/Rockman (1992: 149).
7 Zur Forschung über Standards “lokaler Gerechtigkeit” vgl. Schmidt

(1992) und Elster (1993).
8 Das betont u.a. Bauman (1994).
9 Vgl. Luhmann (1971) zum konditionalen Charakter politischer Planung.
10 Die Wirkungen der Preisliberalisierung verpufften in Rußland, weil  sich

die politischen Akteure nicht auf ein makroökonomisches Konsolidie-
rungsprogramm und die Verlagerung der Trägerschaft für soziale Ga-
rantien von den Unternehmen auf den Staat verständigen konnten. Im
Rahmen einer unverändert expansiven Haushaltspolitik werden die Be-
triebe weiterhin mit staatlichen Subventionen und Krediten gestützt, wo-
durch sie einerseits betriebswirtschaftlicher Budget- und Kostendiszi-
plin enthoben, andererseits - als Folge der hohen Inflationsrate - mit ex-
tremer Investitionsunsicherheit konfrontiert sind (vgl. z.B. Brada 1993).

11 Die Logik der Schocktherapie ist es, eine Knappheitsökonomie, in wel-
cher die Nachfrage Produktion und Warenangebot weit übersteigt, in ei-
ne Überflußökonomie zu verwandeln, in welcher sich das Angebot (und
damit das Investitionsverhalten) nach der zwar geschrumpften, aber nun
in ihrer Marktposition aufgewerteten Nachfrage und damit nach den er-
zielbaren relativen Preisen richtet.

12 Gegenüber der mixed economy der Übergangswirtschaft muß auch das
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ansonsten axiomatisch konsistente Theoriengebäude der ökonomischen
Neo-Klassik versagen (Krug 1991). Auf die Wissenslücke des Radikal-
konzepts verweisen auch Coricelli/Milesi-Ferretti 1993) und Pickel
(1993).

13 Zu dieser Kritik am Gradualismus vgl. Lösch (1992), Brada (1993) und
Schmieding (1992). Auch von seinen Befürwortern wird dem Gradua-
lismus inhärente Instabilität bescheinigt (Roland 1993).

14 Naive Vorschläge trennen zwischen Institutionengenese und Institutio-
nengeltung, indem sie suggerieren, es sei möglich und sinnvoll, zunächst
die für Marktverhältnisse geeigneten Institutionen gewissermaßen for-
mal herzustellen und zu einem späteren Zeitpunkt den zu ihnen pas-
senden “Markt” einzuführen (so Koslowski 1992). 

15 Der gradualistische Ansatz fällt einem allzu weit gefaßten Institutio-
nenbegriff zum Opfer: Gewiß mögen Monogamie oder Tauschbezie-
hungen das Ergebnis einer evolutionären Institutionalisierung sein, die
Institutionen der modernen Industriegesellschaft jedoch - also Unter-
nehmens- und Wettbewerbsrecht, Banken und Börsen, Finanzämter und
Gerichte sowie das System sozialer Sicherungen, sind es jedenfalls nicht
(vgl. auch Dietz 1993). Sie waren und sind das Ergebnis kollektiver Ent-
scheidungen (social choice), an denen gemäß dem Geschäftsvertei-
lungsplan moderner Gesellschaften staatliche Akteure initiierend oder
koordinierend beteiligt sind. Die Resultate mögen sich später in der ma-
kroskopischen Perspektive als probleminduziert und kontextbedingt be-
schreiben lassen, genetisch sind sie jedoch alles andere als Indikatoren
eines “effizienten” Geschichtsprozesses, der passend zu problematisier-
ten Sachverhalten auch die zu ihrer Bearbeitung geeigneten “Lösungen”
hervorbringt - was engagierte Verfechter des politischen Neoinstitutio-
nalismus nicht müde werden zu betonen (March/Olsen 1989).

16 Vgl. Jon Elster (1990) und Claus Offe (1991). 
17 Eine hinsichtlich der Wachstums-, Beschäftigungs- und Inflationsent-

wicklung unbestritten positive Transformationsbilanz wird der Tsche-
chischen Republik aufgemacht (Jennewein 1994; Orenstein 1994). Als
etwas weniger günstig, aber auf dem Wege einer nachhaltigen Besse-
rung befindlich wird die Transformationssituation Polens beurteilt (EIU
1994; Handelsblatt, 15.11.1994 und 17.11.1994).

18 Unter Unsicherheit ziehen Investoren aufgrund rationaler Risikenabwä-
gung allenfalls leicht liquidierbare Kapitalinvestitionen in Betracht, aber
enthalten sich irreversibler Festlegungen in Gestalt von Sachinvestitio-
nen (Pindyck 1991).

19 Vgl. die von Fischer/Gelb (1991) spezifizierten Zeitbedarfsschätzungen
der Teilreformen.
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20 Vgl. Przeworski (1991) und Müller (1994).
21 Z.B. von Nikolai Genov (1991) und Piotr Sztompka (1993).
22 Wie Bauman (1994) betont, hatten die Vertreter der Solidarno´sć am

Runden Tisch noch 1989 keinerlei Ambitionen, die staatliche Planwirt-
schaft abzuschaffen und eine umfassende Privatisierung durchzuführen.

23 Die formale Analogie mit dem ostdeutschen Transformationsprojekt,
das als einziges im Medium der Außenpolitik konzipiert wurde, ist ver-
blüffend (vgl. Wiesenthal 1994).

24 Staniszkis (1991) macht auf die advokatorische Repräsentation “theo-
retischer” Interessen aufmerksam. 

25 Zur kompetitiven Orientierung von Parlamentariern vgl. Mayntz/Neid-
hardt (1989).
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